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sverwaltung und

die Gerichte Klage geführt
behinderten Perſonen , vom 4. Auguſt 1914 ( eichs⸗

Geſetzbl . S. 328 ff ) angeordneten Unter bre⸗

ung des Verfahrens snicht betroffen , da die

zivilprozeſſualen Beſtimmungen über Unterbre⸗

chung des Verfahrens im Allgemeinen auf die

Zwangsvollſtreckung keine Anwendung finden . Eine

Zwangsvollſtreckung gegen Kriegsteilnehmer iſt da⸗

her nur inſoweit zuläſſig , als ſie durch §S 5 des obigen

Geſetzes für unzuläſſig erklärt iſt . Durch § 5 Ziff fer

2 iſt für unzuläſſig erklärt die Verſteigerung

von Gegenſtänden , welche der Zwangsvollſtreckung

in das unbewegliche Vermögen unterliegen

aber die Zwangsverwaltung . Nach diesſei⸗

tiger Auffaſſung iſt daher , wenn ein Gläubiger auf

rund eines vollſtreckbaren Titels die Zwangsver⸗

waltung über ein ſeinem im Kriege befindlichen

huldner gehöriges Grundſtück beantragt , dieſem

Antrag vom Vollſtreckungsgerichte zu entſprechen Es mag zugegeben werden , daß , wie in dem

und dieſer Beſchluß von Amtswegen dem Schuld⸗Schreiben vom 13 . ſeovember lf. Is . ausgeführt ,

zuzuſtellen ( vergl . auch die Bekanntmachung im für die Sparkaſſen und deren Gläubiger ſich hie⸗

Juſtizminiſterialblatt Nr . 19 vom 3. September fraus unerwünſchte Folgen ergeben u. mag auch zu

1914 S . 134/35 ) . Sollte ein Gericht anderer Anſicht treffen , daß dieſe für ſie ungünſtige Rechtslage von

ſein und die Anordnung der Zwangsverwaltug und leinzelnen böswilligen Schuldnern ausgenützt wird .

6 Tltſtü Zuſtel⸗

lage an die im Kriege befindlichen

verweigern . Dieſe Weigerung iſt nach

Anſicht unbegründet ( vergl . auch

Bekanntmachung im Juſtizminiſterialblatt 19

äre dagegen die Beſchwerde an das

einzulegen . Dagegen iſt richtig ,

ellung der Klage an den Kriegs⸗uſt

§ 2 des Geſetzes vom 4. Auguſt lf .

auch darüber , daß einzelne Gerichte

daß mit der

teilnehmer nac

Is . gels ch eine Unterbrechung des Ver⸗

nicht
fahrens eintritt , vorbehaltlich der Ausnahme der
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§ § 3 und 4des Geſetzes , mit der Wirkung , daß keine

Verhandlungen gegen ihn ſtattfinden , keine Urteile

gegen ihn erwirkt werden können uſw . Ein voll⸗

ſtreckbarer Titel wird daher gegen ihn während der

Dauer des Krieges nicht zu erlangen ſein .
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Gleichwohl ſehen wir uns nicht in der Lage ,

mit dieſer Begründung eine Aenderung des Geſetzes

vom 4. Auguſt lf . Is . bei der Reichsregierung zu be⸗

antragen , da wir uns in Anbetracht des mit jenem

Geſetze offenbar verfolgten Zweckes , die Kriegsteil⸗

nehmer während der Dauer des Krieges vor Rechte

verfolgungen in der Heimat ſicherzuſtellen , von

einem derartigen Schritte keinen Erfolg verſpre⸗

chen . Wir müſſen es daher den Sparkaſſen überlaſ

ſen , falls ſie die ihnen aus jenem Geſetz drohenden

Gefahren in der Tat für ſo bedeutſam erachten und

ſich einen Erfolg hievon verſprechen , ihrerſeits bei

der Reichsregierung wegen einer Aenderung des

Geſetzes vom 4. Auguſt lf . Is . vorſtellig zu werden .

( Erlaß Gr . Juſtizminiſteriums v. 8. 10 . 14

Nr. 46026 . )

Die Gewährung von Darlehen an Private auf

Schuldſchein ſeitens der Sparkaſſen betr .

Was das Geſuch betrifft , die Reviſionsbeamten

durch die Bezirksämter anweiſen zu laſſen , es nicht

zu beanſtanden , wenn während d des Krieges ablau

fende Bürgſchaftsdarlehen der Sparkaſſen nicht neu

geregelt werden , ſo haben wir bereits in einem

Einzelfalle erklärt , daß von Aufſichtswegen nichts

dagegen zu erinnern ſei , wenn die Betreibung der

Heimzahlung oder die Erneuerung der an Kriegs —

teilnehmer gewährten jetzt fälligen Schuldſcheindar —

lehen bis zur Rückkehr der Schuldner verſchoben

werde . Wir wollen es auch nicht beanſtanden , wenn

von einer Neuregelung der Schuldſcheindarlehen

während des Krieges auch dann abgeſehen wird ,

wenn der Schuldner nicht Kriegsteilnehmer iſt . Da⸗

bei wird aber vorausgeſetzt , daß die Sparkaſſe ge —

wiſſenhaft ob die Haftung der Bürgen nicht

mit Ablauf der Zeit , für welche das Darlehen ge —

währt iſt , erliſcht (§S 777 B. G. B. ) und daß ſie , wo

nötig , eine Verlängerung der Bürgſchaft erwirkt .

( Erlaß Gr . Miniſteriums des Innern vom 8. 5.

15 Nr . 19 469 . )

Reichsanleihe betreffend .

In der Preſſe wird darauf hingewieſen , daß

ein großer Teil
Wertemeed

Perſonen , welche Reichs —

anleihe für Kriegszwecke ( Kriegsanleihe ) gezeichnet

und dafür Sparkaſſenguthaben verwendet haben ,

nicht in der Lage iſt , die Reichsſchuldverſchreibungen

nebſt Zins⸗ und Erneuerungsſcheine zu Hauſe ſicher

aufzubewahren . Nur einige wenige Sarkaſſen haben

Stahlkammern mit Schrankfächern , die zur Aufbe —

wahrung von Wertpapieren vermietet werden , wäh

rend gegen die Annahme ſolcher Papiere in offenem

Depot ſeitens der Sparkaſſen im Hinblick auf §8

Sparkaſſengeſetz Bedenken beſtehen können . Für die

Aufbewahrung eine Bank in Anſpruch zu nehmen ,

ſind die in Betracht kommenden Kreiſe ſelten ge —

neigt . Es wird deshalb vorgeſchlagen , diejenigen

Einleger , die nicht ohnehin Schuldbuchforderungen ,

ſondern Schuldverſchreibungen verlangt haben , da —

rauf aufmerkſam zu machen , daß ſie an Stelle der

ihnen zugeteilten Schuldverſchreibungen durch einen

Antrag , den die Sparkaſſen vermitteln könnten , ge

bührenfrei eine Schuldbuchforderung im Nennwert

der Schuldverſchreibungen erwerben und dabei be

ſtimmen können , daß die Zinſen entweder ihnen zu

geſandt oder an die Sparkaſſe bezahlt werden . Im

letzteren Falle wären ſie von der Sparkaſſe als Ein⸗
lage zu behandeln und auf ( gelegentliche ) Vorlage

des Sparkaſſenbuchs in dieſem gut tzuſchreiben .
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Wenn von den Sparern beabſichtigt iſt , ihre

Schuldverſchreibungen bald wieder zu veräußern , ſo

empfiehlt ſich die Umwandlung in eine Schuldbuch —

forderung nicht , weil zum Zweck des Verkaufs zu —

nächſt erſt wieder für die Schuldbuchforderung eine

Schuldverſchreibung aus sgereicht werden müßte , was

einige Koſten verurſacht .

Die Beſtimmungen über das Reichsſchuldbuch

ſind enthalten im Reichsgeſetzblatt von 1910 S. 840

ff und im Zentralblatt für das Deutſche Reich von

1910 S. 218 ff .

Da aber auch der Eintrag in das Reichsſchuld —

buch nicht in allen Fällen eine genügende Abhilfe

bringen wird , wollen wir die obigen aus 8 4 des Sp . ⸗

G. fließenden Bedenken zurücktreten laſſen und ge —

ſtatten , daß die Sparkaſſen Schuldverſchreibungen

über Kriegsanleihe nebſt Zins⸗ und Erneuerungs⸗

ſcheine für ihre Spareinleger unter Beachtung der

folgenden Beſtimmungen in Verwahrung nehmen :

1. Die Verwahrung iſt zu beſchränken auf die⸗

jenigen Schuldverſchreibungen über Kriegsanleihe ,

welche durch Vermittelung der Sparkaſſe aus dem

des Hinterlegers erworben worden

ſind . Der Nennwert der Schuldverſchreibungen und

das 405 beſtehende Einlageguthaben des Hinterle —

gers dürfen zuſammengerechnet den ſatzungsgemäßen

Höchſtbetrag für Spareinlagen nicht überſteigen .

2 Der Hinterleger muß ſich damit einverſtan⸗

den erklären , daß die Sparkaſſe die Zinsſcheine ein⸗

löſt und den Betrag — gegen Gutſchrift im Spar⸗

buch bei deſſen Vorlage als Einlage behandelt .

3. Für die Aufbewahrung der Papiere kann für

jedes angefangene Jahr eine Gehühr von 20 bis 50

Pfg . von 1000 /% Nennwert angeſetzt werden .

Ueber die Hinterlegung iſt dem Hinterleger

eine Beſcheinigung zu erteilen , die , wie die Quittung

über Einlagen , vom Rechner und Kontrolleur zu un —

terzeichnen iſt .

Die Beſcheinigung kann in das Sparbuch , auf

ein beſonderes Blatt , geſetzt werden

In die Beſcheinigung kann die Beſtimmung auf

genommen werden , daß das hinterlegte Wertpapier



an den Inhaber der Beſcheinigung ausgefolgt wer —

den darf , die Sparkaſſe alſo nicht ve rpflichtet iſt , die

mpfangsberechtigung des Vorzeigers der Beſcheini

gung zu prüfen .

5. Zur Annahme von Wertpapieren nach dieſen

Beſtimmungen wäre wegen der damit verbundenen

Erweiterung der Gemeindebürgſchaft gemäß 89 Sp.

Geſetz die Zuſtimmung der bürgenden Gemeinden

und unſere Genehmigung erforderlich .

6. Ueber den Eingang und Ausgang ſolcher

Wertpapiere wären von den Sparkaſſen dem Kaſſen —

buch , der Kontrolliſte und dem Kontobuch ähnliche
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zu führen . Die Wertpapiere würden von der

iterlegungs onttfton gegen Ausſtellung von

Hinterlegungsſcheinen in Verwahrung genommen

Dieſe Scheine und die mit Beſcheinigung über den

Rückempfang des Depots zurückgegebenen Depot⸗

ſcheine oder er Beſcheinigungen über zurück⸗

rhaltene Depots ( wenn der Depotſch hein ins Spar⸗

buch eingetragen wird ) wären als Beilagen zu dem

Kontobuch über Depots jahrgangweiſe zu ſammeln .

Im weiteren wird beklagt , daß einzelne Spar⸗

kaſſen es ablehnen , Zinsſcheine von Reichsanleihe als

Einlagen anzunehmen . Da wohl jede Sparkaſſe

Kriegsanleihe beſtitzt , alſo ohnehin Zinsſcheine einer

Einlöſungsſtelle oder einer Bank vorlegen muß ,

ſollte ſie im Intereſſe ihrer Sparer auch deren Zins⸗

— an Zahlungsſtatt annehmen .

klaß Gr . Miniſteriums des Innern vom 22 .

15 Kt 17 965 . )

4 . Verſicherungsweſen .
Die unſtändig Beſchäftigten in der Kaſſen⸗

praxis .

Von Verwalter Wüller - Wolfach i . B.

Die Unſicherheit und Zweifel , die in der Be—⸗

handlung der jetzigen „ Unſtändigen “ in der Praxis

herrſchen , veranlaſſen mich zu dem Verſuch einer

möglichſt erſchöpfenden Darſtellung in folgenden

Ausführungen :

1. Was die Klarſtellung des Begriffs ſelbſt

anbelangt , iſt von berufener Seite wohl zur Genüge

in der Fachpreſſe während der Einführung geſchrie —

ben worden . Hahn , Düttmann , Hoffmann ſprechen

ſich in ihren Kommentaren übereinſtimmend dahin

aus , daß § 16 RVO . in unmittelbarem Zuſammen⸗

hang mit § § 441 ff . ſteht und insbeſondere , daß die

§ § 441 ff dann keine Anwendung finden , wenn die

Befreiungsbeſtimmungen des Bundesrats zu § 168

in — kommen . In der Praris ſpielt daher

fragl . Bundesratsverordnung zu 8 § 168 bei Durch⸗

führung der beſonderen Vorſchriften hinſichtlich der

Unſtändigen eine bedeutende Rolle , ganz beſonders

beim Zuſammentreffen mehrerer Beſchäftigun⸗

gen . Auf den weiter unten zur Sprache kommenden,

67

bei unſerer Kaſſe eingeführten Formularen habe ich

zum Begriff folgende Erläuterung aufdrucken f
ſen : „ Unſtändig iſt d diejenige Beſchäftigung ,d
nach Natur der Stche auf weniger als 1 Woöche
beſchränkt zu ſein pflegt oder im voraus durch Ar

beitsvertrag beſchränkt iſt und von Perſonen ver —

richtet wird , die ſich voll ſt än dig oder doch zu

einem erheblichen Teil durch Lohnarbeit un⸗

terhalten . Hier ſcheidet alſo aus : Tätigkeit von

ſelbſtändigen Perſonen , Rentnern uſw . , die ge⸗

legentlich einmal gelöhnte Arbeit neben⸗

her berpihen Beſchäftigung von ungewiſ

ſer Dauer wie auch nur zeitweiſe Beſchäfti

gung (etwa nur zu beſtimmten Stunden , aber re⸗

gelmäßig und wenigſtens einmal in der Woche ) .

Hiernach handelt es ſich hier um Perſonen , deren

Beruf hauptſächlich die Lohnarbeit bildet , die

aber ohne ſtändiges Arbeitsverhältnis , bald

hier bald dort , heute mit dieſer morgen mit jener

Arbeit beſchäftigt ſind . “ Damit glaubte ich den

Begriff in der Hauptſache feſtzuſtellen . Daß jeder

Fall im Hinblick auf die ſubjektiven Verhältniſſe

des Emehen einer genauen Prüfung bedarf , iſt

ſelbſtverſtändlich .

2. Vor Inkrafttreten der RVO . war durch

Landesgeſetze in verſchiedenen Staaten , ſo in Baden

allgemein , in Württemberg bezügl . der land⸗ und

forſtwirtſchaftlichen Arbeiter , die Krankenverſiche⸗

rung der „ Unſtändigen “ geregelt Die RVO .

brachte aber nun auch in dieſen Staaten eine

grundſätzliche Aenderung . Ob mit Vor⸗ oder

Nachteilen verbunden , bleibt hier außer Betracht .

Durch meinen regen Verkehr mit Kollegen anderer

Kaſſen habe ich allerdings erfahren , daß die Frage

der Unſtändigen , hauptſächlich während der Neu⸗

organiſation , ein großes Schmerzenskind der mei⸗

ſten bad . Kaſſen war und vielleicht heute noch iſt .

Bei Uebernahme der Mitglieder der Gemeinde⸗

krankenkaſſe auf 1. Januar 1914 begnügten ſich

viele Kaſſen , ſchon mit Rückſicht auf die vorgeſchrie⸗
bene getrennte Buchführung damit , zwiſchen Frei⸗

willigen und Unſtändigen keinen Unterſchied zu

machen , und die Umfrage , wie die einzelne Kaſſe

die „ Unſtändigen “ behandle , wurde kurz damit be⸗

antwortet „ unſere Kaſſe hat keine Un⸗

ſtändigen “ . Daß dies die einfachſte Regelung

iſt , will ich nicht beſtreiten , ob dies aber mit den ge⸗

ſetzlichen Beſtimmungen vereinbar , iſt die andere

Frage , welche jeder Kaſſenpraktiker mit einem

ausdrücklichen „ Nein “ beantworten wird , da es

m. E. keinen Bezirk und keine Gemeinde gibt , wo

ſich keine Unſtändige befinden .

Wenn auch manchmal in der Praxis mit Rück⸗

ſicht auf die beſonderen Verhältniſſe eine ge⸗

ſetzliche Beſtimmung umgangen wird , ſo ſcheint es

mir doch gerade hier nicht am Platz zu ſein ; denn

—
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dadurch , daß bei den Unſtändigen Verſiche⸗

rungspflicht vorliegt , ſind auch die hierauf

Bezug habenden Vorſchriften weſentlich ſtrenger ,

als diejenigen über die Freiwilligen , was

ſchon die Verhältniſſe der hier in Betracht kommen —

den Kreiſe im Hinblick auf die ſoziale Fürſorge mit

ſich bringen . Alſo , meine Anſicht geht dahin , wenn

auch viel Mühe , Verdruß und umfangreiche Ver —

waltungsarbeit , ſo doch äußerſte Pflichterfüllung

auch in dieſer Beziehung ! Demnach grun dſätz⸗

liche Scheidung : „ Unſtändig “ und „ Frei —

willig “. Den Fall , wo der Unſtändige gemäß §S 313

RVO . die Wahl hat , werde ich weiter unten ( 5. )

beſprechen . In obigen Ausführungen meine ich

nur die durch die RVO . grundſätzlich herbei —

geführten Aenderungen bei früher beſtandener

landesgeſetzlicher Regelung .

3. Die Verhältniſſe in Stadt und Land ſind im

allgemeinen und im beſonderen nach den Erwerbs —

verhältniſſen ſo grundverſchieden , daß gerade bei

der Durchführung der unſtändigen Krankenverſi —

cherung iin der Praxis ſelbſt der Weg zu ſu⸗

chen iſt , der ſich innerhalb des Weſens dieſer Son

derbeſtimmungen als der zweckmäßigſte und gang —

barſte zeigt . Indem gemäß § 444 RVO . bei Ermitt⸗

lung der Unſtändigen eine Mitwirkungspflicht des

Verſicherungsamts , der Gemeindebehörde uſw . be —

ſteht und dann nicht zuletzt die Landesverſiche —

rungsanſtalt wegen der Markenklebung ein reges

Intereſſe an den Unſtändigen hat möchte ich, un⸗

gefähr wie hier , dringend empfehlen , in Ausfüh —

rung der Sonderbeſtimmungen eine genaue

Regelung bis ins einzelne unter den betei⸗

ligten Amtsſtellen herbeizuführen . Die Behandlung

der Unſtändigen im hieſigen Bezirk iſt folgende :

a) ſeiner Pflicht entſprechend meldet ſich der

Unſtändige zur Regiſtereintragung bei der Kaſſe .

Nach Klarſtellung durch den Kaſſenbeamten , daß

Antragſteller unſtändig iſt , wird eine beſondere

Ausweiskarte , welche zugleich als Quittungs

buch für die von ihm ſelbſt geleiſteten Beiträge im

Hinblick auf §S 452 RVO . dient , verabfolgt , auf wel⸗

cher die in Betracht kommenden Beſtimmungen ,

wie auch die Beitragsverfalltage aufgedruckt ſind .

Dieſe Ausweiskarte hat den Zweck , dem Arbeitge

ber den Nachweis der Kaſſenmitglied⸗

ſchaft , ſchon im Hinblick auf § 577 RVO . durch

Einſichtnahme zu erbringen . Die Arbeitge⸗

ber ſind verpflichtet , falls ein von ihnen

beſchäftigter „ Unſtändiger “ ſich nicht als Mitglied

ausweiſt , die Kaſſe zu verſtändigen . Die

Kontrolle d die Arbeitgeber über die Unſtändi⸗

gen iſt deshalb hier eine ſehr wirkſame .

b) ohwohl es ausſchließlich Sache der

die Verſicherungspflicht ſelbſtändig feſtzuſtellen , hat

es ſich doch bewährt , daß jede anerkannte Meldung

Kaſſe iſt ,
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eines Unſtändigen zur Kenntnis der Gemeinde ge

langt , da hierdurch die Möglichteit gegeben iſt , ſo —

wohl mit Rückſicht auf die Drittelbelaſtung

der Gemeinde (§S 453 RVO . ) als auch bei evtl . Nicht⸗

beachtung der Meldevorſchriften ſeitens der Arbeit —

geber Einſpruch zu erheben , da in kleinen Städten
und Landgemeinden die Gemeindeorgane über

ſolche Vorgänge und Verhältniſſe meiſtenteils genau

unterrichtet ſind .

c. die Anforderung des Gemeindean⸗

teils für die Unſtändigen erfolgt in Form einer

Abſchrift des Unſtändigenverzeichniſſes , welches eine

Rubrik „ Gemeindeanteil “ enthält ( als Doppel⸗

Konto gedacht ) . In der Annahme , daß Anweiſung

des angeforderten Betrags nunmehr erfolgt iſt ( in

etwa 8 —14 Tagen ) , erſcheint der Einzieher mit der

Quittung zur Geldabholung . Die Abſchrift dieſes

nſtändigenverzeichniſſes bleibt im Beſitz der Ge⸗

meindeverwaltung und nach Ablauf eines weiteren

Vierteljahres wird ſolche zur Ergänzung hinſichtlich

des abgelaufenen Vierteljahres geholt uſw. , wodurch

die Gemeinde auf einfache Weiſe in den Beſitz eines

Nachweiſes über die Unſtändigen gelangt .

d) die Löſchung im Verzeichnis wird von

Amtswegen dann gemacht , wenn die Fflicht⸗

mitgliedſchaft durch Meldung ſeitens eines Arbeit⸗

gebers dargetan ; wenn Verzug aus dem Kaſſenbe⸗

einwandfrei feſtgeſtellt ; wenn Todesfall einge⸗

treten ; wenn die Pflichtmitgliedſchaft bei einer an⸗

dern Kaſſe nachgewieſen iſt . Sowohl für die Amts —

löſchung als auch für die Löſchung auf Antrag iſt je

ein beſonderes Formular im Gebrauch . Bei der

Löſchung auf Antrag wird der Grund auf ſeine

Richtigkeit , ſoweit möglich , geprüſt . In der Aus⸗

weiskarte wird nach Löſchung im Verzeichnis an

vorgeſehener Stelle das Ende der Mitglied⸗ —

ſchaft zwecks Vermeidung von unrechtmäßiger

Benützung der Kaſſe eingetragen .

Die Erfahrungen , die hier durch obige Rege⸗

lung in dieſer kurzen Zeit gemacht wurden , ſind

durchaus gute und ſind eigentliche Schwierigkeiten

Für ländliche Verhältniſſe

möchte ich ähnliche Regelung durchaus empfehlen .

Daß größere Städte dieſen Weg einſchlagen können ,

möchte ich bezweifeln . Wohl aber läßt ſich m. E.

durch Einführung von beſonderen Ausweiskarten ,

Verſtändigungspflicht der Kaſſe ſeitens der Arbeit⸗

geber bei Beſchäftigung eines ſich nicht im Beſitze

einer noch giltigen Ausweiskarte befindlichen ver⸗

mutlichen Unſtändigen , geordnete Mitwirkung der

Meldepolizei uſw . ebenfalls ein annähernd gangba⸗

rer , zweckmäßiger Weg finden

kaun , mehr zu nennen .

4. Anläßlich der Neuorganiſation im letzten

Jahre erfolgte im hieſigen Bezirk die erſtmalige

Feſtellung der Unſtändigen wie folgt :



In jeder Gemeinde wurde Tag fahrt anbe⸗

aumt . Anweſend waren der Bürgermeiſter und

tatſchreiber der Gemeinde , der Rechner der örtli —

Zahlſtelle und der Geſchäftsführer der Kaſſe .

Letzterer brachte die Verzeichniſſe der nicht von ei —

nem Arbeitgeber ſtändig gemeldeten Kaſſenmit⸗

glieder mit . An Hand dieſer Verzeichniſſe wurden

die Verhältniſſe jedes obiger Kaſſenmitglieder in

Bezug auf die Verſicherungsart geprüft und

das Ergebnis war für alle Teile befriedigend , denn

die Kaſſe hatte ein Intereſſe an den Unſtändigen

wegen Klärung des Verſicherungsverhältniſſes , die

Gemeinde dagegen ſuchte ſie wegen der Drittel⸗

zelaſtung möglichſt als freiwillige zu belaſſen , wie

bei der früheren Gemeindekrankenkaſſe . Aus dieſem

Grunde war Erörterung der Erwerbsverhältniſſe

des einzelnen nötig , um objektiv entſcheiden zu kön⸗

nen , ob „freiwillig “ oder „ unſtändig “ . Durch dieſe

Erörterung ſtellte ſich eine Anzahl Arbeitgeber her —

aus , welche ihre Meldepflicht umgingen dadurch ,
6 ſie

den Beſchäftigten veranlaßten , ſich als „ frei⸗

bei der früheren Gemeindekrankenkaſſe auf —

nelenen zu laſſen . Daß dies unter der Herrſchaft

des alten Geſetzes bei vielfach mangelnder Kenntnis

der einſchlägigen geſetzlichen Beſtimmungen bei den

zur Durchführung beauftragten Perſonen durch —

ging , braucht den Kenner der Sache nicht zu wun⸗

dern . Daß es aber heute nicht mehr gleichgiltig iſt ,

ob ein „ Unſtändiger “ als „Freiwillig “ behandelt

wird , geht ſchon daraus hervor , daß die Freiwilli⸗

gen gemäß § 314 RVO . bei zweimaliger Nichtbezah⸗

lung der Beiträge die Mitgliedſchaft verlieren ,

während es bei den „ Unſtändigen “ eine Streichung

in dieſem Sinne nicht gibt . Die ſo erfolgte erſt⸗

malige Feſtellung der Unſtändigen gab alſo im

weiteren Sinne zugleich eine Ebnung der Verſiche⸗

rungsart der Mitglieder überhaupt . Im Anſchluß

hieran möchte ich es nicht verſäumen , daran zu er⸗

innern , daß es dringend Not tut , vor Aner —

kennung eines Unſtändigen deſſen Ver⸗

hältniſſe genau klar zu legen , da unter dieſer Flagge

häufig der Verſuch gemacht wird , auf un recht⸗
mäßige Weiſe zum Schaden der übrigen Ver⸗

ſicherten oder auf Drängen des ſich um die Melde⸗

vflicht drückenden Arbeitgebers bei ſtändigem Ver⸗

hältnis in die Kaſſe hereinzukommen . In letzterer

Hinſicht habe ich hauptſächlich Akkordarbeiter ,

Steinſchläger , Waldarbeiter , wie nicht zum minde —

ſten Monatsfrauen uſw . im Auge , wo ein ſtändi⸗

ges Arbeitsverhältnis vorliegt , aber ein ſolches

vielleicht ſeitens des Arbeitgebers wegen anſchei —

nender Kompliziertheit beſtritten wird .

Auch mancher , der im Hinblick auf das erfor —

liche ärztliche Geſundheitszeugnis gemäß § 176

RVO . keine Ausſicht auf Aufnahme hat , verſucht

vielleicht den Weg als „ unſtändig “ in die Kaſſe . Bei

69

Anerkennung als „ unſtändig “ iſt deshalb mit

aller Vorſicht objektiv zu Werke zu gehen , ohne na⸗

türlich den Zweck der ſozialen Geſetzgebung zu ge⸗

fährden .

5. Bereits weiter oben (ſ . Schlußſatz von 2)

habe ich die Frage der freiwilligen Fortver⸗

ſicherung gemäß §S 313 RVoO . erwähnt . Vielfach

kommt es vor , daß ein ſtändiger Arbeiter wegen

Betriebseinſtellung uſw . gezwungen iſt , zur un⸗

ſtändigen Beſchäftigung überzugehen . Innerhalb

der 3 - wöchentlichen Friſt nach dem Ausſcheiden

kommt der Arbeiter zur Kaſſe und erklärt , auch fer⸗

nerhin Mitglied der Kaſſe bleiben zu wollen . Die

feinen juriſtiſchen Unterſchiede zwiſchen „ unſtändig “

oder „ freiwillig “ verſichert , ſind den wenigſten

Arbeitern bekannt . Sache der Kaſſe dürfte es

deshalb ſein , nach erfolgter Belehrung den wirk⸗

lichen Willen des Antragſtellers zu erforſchen , ob

er freiwilliges oder unſtändiges Mitglied werden

will . Irgendwelche Kennzeichnung dieſer Art von

Freiwilligen in den Regiſtern dürfte ſich aber aus

folgenden Gründen empfehlen :

wenn die Vorſchrift des §S 314 RVO . infolge

Nichtbezahlung der Beiträge zur Anwendung käme ,

hat Amtseintrag als „ unſtändig “ zu erfolgen ; da iſt

Streichung infolge Verſicherungspflicht unzuläſſig ;

in denjenigen Staaten , wo das Einzugsverfah⸗

ren hinſichtlich der Invalidenkaſſenbeiträge beſteht ,

und die Kaſſe mit der Markenklebung von den Un⸗

ſtändigen betraut iſt , iſt dafür Sorge zu tragen , daß

der richtigen Markenklaſſe mit Rückſicht

auf §S 1246 RVO . Genüge geleiſtet wird ;

ſchließlich wird bei Uebertritt in eine niedrigere

Lohnklaſſe doch einigermaßen gelinde Einwirkung

mit Rückſicht auf die Beitragshöhe als „ unſtändig “

ſeitens der Kaſſe erfolgen müſſen .

Ich meine eben die Wahl ob unſtändig nach

§S§ 441 ff RVO . oder freiwillig nach §S 313 RVO .

bei Aufhören des ſtändigen Arbeitsverhältniſſes muß

ſeine Grenze darin finden , wenn durch Nichtbeach⸗

tung der Beſtimmungen über die Freiwilligen

Z3wang ausgeübt werden muß .

Mit Rückſicht auf die Beſtimmungen hinſichtlich

der Invalidenverſicherung möchte ich es beinahe ver

werfen , daß den „ Unſtändigen “ in Ausfluß des

§ 443 RWO . in Wahlrecht zugeſtanden wurde , ob

unſtändig oder freiwillig und zur Wahrung der

Klarheit der Verhältniſſe möchte ich in der Praxis

möglichſt empfehlen , die Antragſteller , welche nach

Aufhören eines ſtändigen Verhältniſſes wegen fer⸗

nerer Mitgliedſchaft bei der Kaſſe vorſtellig werden ,

in dem Sinne zu beeinfluſſen , daß ſie ſtets die

Verſicherung als unſtändig wählen , denn als un⸗

günſtig bei einigermaßen angängigen Ortslöhnen

kann ſie für die Verſicherten wohl nicht be⸗
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zeichnet werden . Dieſe oben geſchilderte freiwillige

Fortverſicherung im Anſchluß an ein ſtändiges Ver⸗

hältnis darf nicht verwechſelt werden mit der Frei⸗

willigen Fortverſicherung ehemal igern Un⸗

ſtändiger , über welche gemäß § 447 RO . die

Satzung näheres zu beſtimmen hat . Hier kann es

ſich nur um ſolche Perſonen handeln , die nicht unter

die allgemeine Verſicherungspflicht fallen und

auch die unſtändige Beſchäftigung aus irgend einem

Grunde aufgeben . Dieſe Fälle ſind in der Praxis

ſehr ſelten und ein Blick in die Kaſſenſatzung vieler

Kaſſen ergibt , daß die Satzung keine nähere Rege⸗

lung trifft . Fehlt eine diesbezügliche nähere Satz —

ungsbeſtimmung , ſo kommt m. E. volle Beitrags⸗

zahlung ſeitens des ſich freiwillig fortverſichernden

früheren Unſtändigen in Betracht d. h. das bisher

von der Gemeinde bezahlte Drittel iſt mit zubezah⸗

len und dadurch wird die Lage ſolcher Perſonen

ſchlechter als bisher , weshalb ich empfehlen möchte ,

da wo noch keine Satzungsbeſtimmung

vorhanden iſt , möglichſt Aenderung herbei —

zuführen . Da es ſich hier ausſchließlich um verdienſt —

loſe Perſonen handelt , dürfte es ſich bei einer Satz —

ungsänderung darum handeln , dieſen Perſonen

ohne zu große Einbuße der Kaſſe die Wahl einer er⸗

träglichen Beitragshöhe i. S . des letzten

Satzes des Abſ . 1 von §S 313 RO . zuzugeſtehen .

6. Wenn ſtändige und unſtändige Be⸗

ſchäftigung zuſammentreffen , gibt das ſtändige

Verhältnis ſtets den Ausſchlag , § 309 RWO .

bleibt hier außer Betracht . Hier iſt aber Voraus —

ſetzung , daß die ſtändige Beſchäftigung Verſiche —

rungspflicht nach den allgemeinen Beſtimmungen

bedingt . Soweit es ſich um die Frage handelt , ob

Verſicherungspflicht vorliegt oder ob dieſe nach dem

Bundesratsbeſchluß vom 17. 11 . 13 auf Grund von

§ 168 RVO . ausgeſchloſſen iſt , iſt der Verdienſt

aus der ſtändigen und unſtändigen Beſchäftigung

zu ſammenzurechnen , ſo daß unter Umſtän —

den eine ſtändige Beſchäftigung von geringem

Umfange durch das Hinzutreten der unſtändigen Be —

ſchäftigung verſicherungspflichtig wird .

7. Zum Schluſſe möchte ich noch kurz die den

Unſtändigen zu gewährenden Leiſtungen ſtrei

fen .

Beiträge und Leiſtungen beſtimmen ſich nach

dem Ortslohn und damit verſchieden je nach dem

Alter . § 452 RVO . ſieht Beſchränkung dann vor ,

wenn der Unſtändige mit ſeinem Beitrag ſäumig iſt .

Beitreibungszwang iſt nur mit unverhältnismäßig

hohen Koſten verbunden und meiſtens doch frucht —

los Wegen der Gefahr der Beſchränkung der An —

ſprüche ſorgt der geordnete Arbeiter wohl ſelbſt recht ,

zeitig , ſeine Pflichten zu erfüllen und der böswillige

hat ja den Schaden ſelbſt . Bei Ausſtellung von Ar —

beitsunfähigkeitsſcheinen , welche zugleich den Kran —

tengeldanſpruch für die Regel zum Ausdruck brin⸗

gen , iſt gerade mit Rückſicht auf §S 452 RO . recht

vorſichtig zu Werte zu gehen .
Wenn der § 452 RVO . angewandt werden

muß , könnte die Frage zweifelhaft ſein , ob den Un⸗

ſtändigen in ſolchen Fällen Krankenhaus⸗

pflege gewährt werden darf und ob event . dann

Hausgeld zu zahlen iſt , wie auch , wie es ſich mit

dem Wochengeld verhält ? Während ich die erſte

Frage bejahe , möchte ich die beiden andern ver⸗

neinen .

Eine nicht unwichtige Frage iſt ſchließlich der

Anſpruch unfallverletzter Unſtändiger an die

Krankenkaſſe . Bei Betriebsunfällen haben

die Kaſſen gemäß § 573 RVO . auf al le Fälle zu

gewähren , ſelbſt wenn eine Wartezeit im Sinne von

§ 451 RVO . vorgeſehen oder wenn der Unſtändige

mit ſeinen Beiträgen im Rückſtand iſt und § 452 zur

Anwendung gelangt , da die Unſtändigen zu den in

§ 573 RO . bezeichneten Perſonen gehören . Was

die Kaſſen aber auf dieſe Weiſe über ihre Pflicht

hinaus gewährt haben , hat entweder der Arbeitge —

ber oder die Berufsgenoſſenſchaft gemäß § 576

RWO . zu erſetzen . Alſo bei Betriebsunfällen von

Unſtändigen keine beſchränkte Leiſtung .

Mosbach . Der Gemeindevoranſchlag für das

Jahr 1915 , welcher eine Umlageerhöhung um 2

Pfennig auf 40 Pfennig bringt , wurde vom Bürger⸗

ausſchuß genehmigt . — Mit 36 gegen 6 Stimmen

nahm der Bürgerausſchuß einen Antrag auf unent⸗

geltliche Lieferung ſämtlicher Schreib - und Zeichen⸗

hefte für alle Kinder der Volksſchule an .

Karlsruhe . Die Forſt⸗ und Domänendirektion

hat erneur Beſtimmungen über die Unterſtützung
der Landwirtſchaft während des Krieges erlaſſen .

In den Beſtimmungen wird in allererſter Linie be⸗

tont , daß der Waldbeſitz jetzt zu weitgehendſtem

Entgegenkommen gegen die Landwirtſchaft verpflich⸗
tet . So ſollen bei Mangel an Streumitteln unter

Hintanſetzung der Rückſichten auf Erhaltung der

Waldbodenkraft Waldſtreumittel jeglicher Art an die

Viehbeſitzer abgegeben werden . Die Dürrgras⸗

nutzung und Waldweide ſollen weiterhin geſtattet

ſein . Bei dem zunehmenden Mangel an landwirt⸗

ſchaftlichen Arbeitskräften ſoll auf die rechtzeitige
Vornahme der landwirtſchaftlichen Arbeiten bei

Anordnung der Waldarbeiten jede tunliche Rückſicht

genommen werden ; die rechtzeitige Einbringung der

Ernte hat in jedem Fall der Beſorgung von Wald —

arbeiten voranzugehen .

Kriegsanleihe betr .

Nach einer Berechnung über die Beteiligung
der badiſchen Sarkaſſen an der zweiten Kriegsan⸗



leihe haben ſämtliche badiſchen Spartaſſen , 145 an

der Zahl , insgeſamt 92 091 409 „ , gezeichnet , gegen

35 170 120 %/ bei der erſten Kriegsanleihe . Von

dieſer gewaltigen Summe entfallen 87 468 254

( bei der erſten Anleihe : 34 854 420 “ / ) auf die 120

dem Vadiſchen Sparkaſſenverband angegliederten

Sparkaſſen , während die 23 außerhalb des Verbands

ſtehenden durchweg kleineren Kaſſen 1257 100 4

( 315 700 &„ ) aufgebracht haben . Bei den badiſchen

Privatkaſſen wurden 3 366 055 / für die zweite

Anleihe gezeichnet .

Ausdehnung der Kriegswochenhilſe .

( Von Verwalter Müller - Wolfach . )

I .

Durch Bundesratsbeſchluß vom 3. Dezember

1914 und 28 . Januar 1915 wurde bereits für Wöch —

nerinnen , die nicht auf Grund eigener Mitglied⸗

ſchaft bei einer Krankenkaſſe Anſpruch auf Wochen —

hilfe hatten , Wochenhilfe zugebilligt , wenn der

Mann Kriegsteilnehmer iſt und vor der Kriegs⸗

teilnahme Mitglied einer Krankentaſſe war

oder noch iſt . Durch Beſchluß vom 23 . April ds . Is .

( Reichs⸗Geſetzblatt Nr . 53 ) ging nun der Bundes⸗

rat aber noch weiter , denn jetzt haben unter be —

ſtimmten , in Folgendem genannten Vorausſetzun⸗

gen Wöchnerinnen auch dann Wochenhilfe in

gleichem Umfange anzuſprechen , wenn weder

die Frau noch der Mann Mitglied
einer Krankenkaſſe iſt .

Nämlich : da , wo weder die Wöchnerin ,

noch deren Mann Mitglied einer Krankenkaſſe
iſt , iſt Wochenhilfe dann zu leiſten :

1. wenn der Mann Kriegsteilneh⸗
ner iſt und

2. wenn die Frau oder die Familie die bekannte

Familienunterſtützung wegen Bedürftigkeit erhält .
Trifft letzteres wegen Verneinung der Bedürf⸗

tigkeitsfrage nicht zu , ſo iſt Vorausſetzung , daß ent⸗

weder das Einkommen in dem Jahre oder Steuer⸗

jahre vor der Kriegsteilnahme beider Ehegatten den

. von 2500 Mark nicht überſtiegen hat ,
'r das jetzige Einkommen der Wöchnerin allein

höchſtens 1500 Mark und für jedes ſchon vorhan⸗
dene Kind unter 15 Jahren höchſtens weitere 250

Mark beträgt .

Alſo Wochenhilfe kommt von jetzt ab auch dann

in Frage , wenn weder Mann noch Frau Mitglied
einer Krankenkaſſe iſt , ſofern der Mann Kriegsteil⸗
nehmer iſt und die Familie im Genuß der Fami⸗

lienunterſtützung ſich befindet . Falls letzteres nicht
der Fall iſt , wenn vor der Kriegsteilnahme beide

88 weniger als 2500 / Einkommen hat⸗
er wenn jetzt die Frau allein nur noch ( vom

Einkommen der Kinder abgeſehen ) 1500 / Ein⸗

kommen hat .
Die Wochenhilfe der hier in Betracht kommen⸗

den Wöchnerinnen iſt nicht von der Krankenkaſſe ,
ſondern von der Gemeindekaſſe zu bezahlen .
Der Antrag iſt beim Bezirksrat einzureichen ,

welcher auch über das Zutreffen der Vorausſetzun⸗

gen , nach Aeußerung ſeitens der Krankenkaſſe , ent⸗

ſcheidet .

Wöchnerinnen alſo , die ſelbſt Mitglied
einer Krankenkaſſe ſind oder deren Männer vor der

Kriegsteilnahme Mitglieder waren , haben vor wie

nach den Antrag auf Wochenhilfe bei der zu ſt äen⸗

digen Krankenkaſſe zu ſtellen . Da , wo

weder Mann noch Frau Mitglied einer Kranken⸗

kaſſe iſt bezw . war , haben ſich die Wöchnerinnen an

den Bezirksrat zu wenden .

II .

Eine vom Gerechtigkeitsſtandpunkt aus ſehr zu

begrüßende weitere Beſtimmung unter dem gleichen

Tag hat der Bundesrat in Folgendem erlaſſen :

das erſte Geſetz über die Kriegswochenhilfe iſt
am 3. Dezember herausgekommen . Frauen , die

vor dem 3. Dezember niedergekommen ſind , muß⸗

ten wegen der Wochenhilfe verſchieden behandelt

werden , denn das Geſetz hatte keine rückwirkende

Kraft , ſo daß z. B. Frauen , die vor dem 8. Oktober

entbunden hatten , vollſtändig leer aus⸗

gingen , ſolche welche in der Zeit vom 8. Oktober

bis 3. Dezember 1914 niedergekommen ſind , nur

einen Teil fragl . Leiſtungen erhielten . Dieſe un⸗

terſchiedliche Behandlungspflicht der Kaſſe rief m.

E. mit Recht Mißſtimmung unter den Beteiligten

hervor . Auch war es keine Kleinigkeit , die betr .

Perſonen von der Rechtsmäßigkeit dieſer

Handhabung zu überzeugen . Umſomehr begrüße ich

es deshalb , daß der Geſetzgeber ſich noch einmal die⸗

ſer Frage mit folgendem Beſchluß annahm :

für Entbindungsfälle während des Krie⸗

ges ( alſo ſeit 1. Auguſt 1914 ) , in denen die Wo⸗

chenhilfe nur deshalb nicht oder nur teilweiſe ge⸗

währt wird , weil dieſe Bekanntmachung oder die⸗

jenigen vom 3. Dezember 1914 oder 28 . Januar
1915 nicht ſchon ſeit Kriegsbeginn in Kraft ſind ,
kann der Bezirksrat auf Antrag eine ein⸗

malige Unterſtützung bis zu evtl . 50 Mark zu⸗

billigen .

Die Bedeutung dieſer Beſtimmung iſt kurz ge⸗

ſagt die , daß in Betracht kommende Wöchnerinnen ,
die im Sinne von §S1 Ziffer 2 und § 2 des Geſetzes
minderbemittelt ſind , infolge ſpäteren Inkrafttre⸗

tens der Bekanntmachungen nicht zu ſehr in Nach⸗
teil kommen ſollen . Zuſtändig zur Gewährung dih⸗
ſer einmaligen Beihilfe iſt alſo der Bezirksrat . Allen

Wöchnerinnen , die früher aus dieſem Grunde von
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der Krankenkaſſe abgewieſen werden mußten , ſteht

jetzt der Weg für ein Geſuch um einmalige Unter —

ſtützung bis zu evtl . 50 //an den Bezirksrat offen .

Aufwendungen , die aufgrund des obigen Ge —

ſetzes vom 23 . April 1915 von den Lieferungsver

bänden gemacht werden , kommen nach 8 21 des Ge

ſetzes durch das Reich zum Erſatz . In den

Gemeinden iſt ſorgfältige Prüfung der Frage am

Platze , ob in den geeigneten Fällen Antrag auf Ge⸗

währung von Wochenhilfe geſtellt worden iſt .

Die Ausdehnung der Wochenhilfe während des

Krieges betr .

Die Gemeindebehörden ſind von den Bezirks

ämtern auf die Verordnung des Bundesrats obigen

Betreffs vom 23 . April 1915 Reichs - Geſetzblatt S .

257 beſonders aufmerkſam gemacht worden .

Im einzelnen wird auf Grund eines Erlaſſe

Gr . Miniſteriums des Innern vom 29 . April 191

Nr . 18 364 bemerkt :

Zu §8 1 und 2. Wochenhilfe wird gewährt ,

auch wenn die Wöchnerin oder ihr Ehemann einer

Krankenkaſſe nicht angehört . Vorausſetzung für die

Gewährung iſt , daß die Wöchnerin unbemit⸗

telt und ihr Ehemann Kriegsteilnehmer

iſt . Als unbemittelt gelten ſolche Wöchnerin —

nen , die Familienunterſtützung auf Grund des Ge⸗

ſetzes vom 28 . 2. 1888 / 4. 8. 1914 beziehen , ferner

ſolche Wöchnerinnen , bei denen die Beſtimmungen

des § 2 Ziff . 1 und 2 ( Einkommensverhältniſſe des

Ehemannes und der Wöchnerin ſelbſt ) zutreffen .

Der Ausdruck „Bedürftigkeit “ iſt im Geſetz vermie

den , damit die Beihilfe auch nicht den Schein eines

irgendwie armenrechtlichen Charakters er —

hält .

3

Zu 8§ 3: Unehelichen Wöchnerinnen iſt die Wo —

chenhilfe dann zu gewähren , wenn für das Kind Fa⸗

milienunterſtützung auf Grund des Geſetzes von

1888 und 1914 ( wie oben ) bezogen wird . Dabei iſt

das Wochengeld der Mutter auch dann für volle 8

Wochen zu gewähren , wenn etwa das Kind vor Ab —

lauf dieſer Zeit ſterben ſollte . Das Stillgeld fällt

dann naturgemäß weg ; dies iſt aber auch bei den ehe⸗

lichen Kindern der Fall .

Zu § § 6 —9 : Als örtliche Organe zur Durch —

führung der Wochenhilfe ſind die Lieferungsver⸗
bände ( Geſetz vom 28 . 2. 1888 und 4. 8. 1914 ) be —

ſtimmt worden .

Zu § § 12/13 . Soweit die Wochenhilfe nicht nach

§ 12 von dritter Seite auszubezahlen iſt , iſt ſie in

Baden nach § 31 in Anlehnung an die Vorſchriften

über die Bezahlung der Kriegsfamilienunterſtützun

gen auf Anweiſung des Lieferungsverbandes durch

die Gemeinden vorſchüßlich zu bezahlen . Dieſe Zah —
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lung wird zweckmäßig in Verbindung mit der

Familienunterſtützung erfolgen .

Zu § 15 . Das Stillgeld iſt nur dann zu gewäh

ren , ſolange die Mutter den Säugling ſelbſt ſtillt .

In der Regel wird als Nachweis hiefür die Be —

ſcheinigung der Hebamme genügen .

Zu § § 16 bis 19 . Dieſe Beſtimmungen legen

der Wochenhilfe bis zu einem gewiſſen Grade rſücck

wirkende Kraft bei . Inbetracht kommen für

dieſe Unterſtüzung nur Ehefrauen von Kriegs⸗

teilnehmern .

Zu § 21 . Die Wochenhilfen werden alſo vom

Reich getragen und den Lieferungsverbänden , die

ſie vorgeſchoſſen haben , vierteljährlich erſetzt .

Haben vorgedruckte Vertragsbedingungen

eine rechtliche Bedeutung ?

Weit verbreitet iſt leider die irrtümliche An —

nahme vertragſchließender Parteien , daß man „ Ge⸗

drucktes nicht zu leſen brauche “ . Dieſer Irrtum

hat Nichtbeachtenden ſchon ſchwere Schädigungen

zugefügt . Merkwürdigerweiſe begegnet man dieſer

verkehrswidrigen Auffaſſung auch in kaufmänni⸗

ſchen Kreiſen nicht ſelten . Eine reichsgerichtliche

Entſcheidung in einem gegebenen Falle läßt klar⸗

und anſchaulich die abgeſteckten Grenzen erkennen ,

die hier wie überall bei derartigen dem Verkehrs —

recht angehörigen Erſcheinungen des Geſchäftsle

bens einzuhalten ſind .

Ein Kaufmann hatte die Firma N. auf ihre

Offerten vom 2. Januar und 3. Februar mit Brie⸗

fen vom 4. Januar und 6. Februar um die Auf⸗

nahme eines Inſerates in die Preſſe erſucht und im

Brief vom 4. Januar hinzugefügt „ unter den üb⸗

lichen Bedingungen “ ; im Brief vom 6. Februar ,

in welchem er die Aufnahme des Inſerates in be⸗

ſtimmte Nummern der Zeitung verlangte , erſuchte

er noch um Offerte des Einrückungspreiſes . Nun

kommt das entſcheidende Moment des Falles .

In den ihm zugegangenen Offerten der Firma

N. vom 2. Januar und 3. Februar waren — und

zwar am Kopf des Briefbogens die Bezeichnung

der Zeitung , die Firma , die Tage des Erſcheinens

der Zeitung ſowie der Preis für Abonnement und

Inſerate gedruckt angegeben . Unter dieſem Vor⸗

druck war rechts der übliche Vordruck für das Da⸗

tum , links in gleicher Höhe gleichfalls gedruckt der

Vermerk „ Erfüllungsort auch für die Zahlung K. “

angegeben .

Hierauf folgt die handſchriftliche Adreſſe des
Kaufmanns und die ebenfalls geſchriebene Einla

dung zum Inſerieren .

Der Kaufmann glaubte , die gedruckte Bedin⸗

gung „ Erfüllungsort ꝛc. K. “ keinesfalls gegen ſich

gelten laſſen zu müſſen und meinte , es brauche ja



auch bei Preisliſten und Katalogen ein Käufer

grundſätzlich auf außerordentliche Vertragsbedin⸗

gungen weiter nicht zu achten ; wenn der Lieferant

ungewöhnliche Bedingungen ſtelle , ſo müſſe er ſi

in den Kontext der Offerte aufnehmen . Jedenfalls

könne der andere Teil an ſolche Bedingungen nur

dann gebunden ſein , wenn er ſie wenigſtens ſtill —

ſchweigend gutgeheißen habe ; von einer ſolch ſtill —

ſchweigenden Genehmigung könne aber hier keine

Rede ſein , weil er den vorgedruckten diesbezüglichen

Vermerk überſehen habe .

Dieſe Einwendungen wurden nicht als ſtich —

haltig angeſehen ; er iſt verurteilt worden ; denn

der maßgebende Inhalt eines Vertrags wird nicht

durch den innerlichen Willen des einen Kontra⸗

henten , ſondern durch die gegenſeitigen Erklärun —

gen beider Vertragſchließenden beſtimmt . Iſt eine

Erklärung dahin aufzufaſſen , daß der Erklärende

eine ihm gemachte Offerte unter den in derſelben

angegebenen Bedingungen annehme , ſo ſind dieſe

Bedingungen für die Kontrahenten rechts —

verbindlich , ſelbſt wenn ſie der Erklärende

nicht ausdrücklich genehmigt hat und innerlich viel —

leicht die Abſicht nicht hatte , ſie zu genehmigen .

Dies war hier der Fall . Ob der Beſteller in jedem

Falle auch den Inhalt alles deſſen gegen ſich gel⸗

ten laſſen muß , was an ſonſtigen Stellen eines Of —

fertſchreibens , z. B. am Rande , tief unten oder auf

der Rückſeite vorgedruckt iſt , ſoll dahingeſtellt blei —

ben . Vorliegendenfalls war der Auftraggeber als

Kaufmann nach den im Handelsverkehr geltenden

Grundſätzen von Treu und Glauben jedenfalls ver⸗

pflichtet , den nicht umfangreichen , über ſeiner

Adreſſe ſtehenden Vordruck zu leſen , bevor er der

Firma den Auftrag zur Aufnahme eines Inſerates

erteilte ; die Firma N. durfte beim Empfang der

Auftragsſchreiben vom 4. Januar und 6. Februar

annehmen , daß der Auftraggeber auch von dem

Vermerk bezüglich des Erfüllungsortes Kenntnis

genommen hat und damit einverſtanden war .

Die Vermerke über den Erfüllungsort , welche

ſich auf Fakturen , Kommiſſionskopien , Katalogen
und Preisliſten befinden , haben eine ſolch weittra⸗

gende Bedeutung nicht , wenn ſie von dem Beſteller

nicht beachtet werden , weil Fakturen und Kommiſ

ſionskopien erſt nach dem Geſchäftsabſchluß erteilt

zu werden pflegen und deshalb nicht maßgebend

dafür ſind , was von den Parteien vorher tatſächlich

vereinbart worden iſt , und weil Kataloge und

Preisliſten mehr den Zweck haben , über Preis und

Qualität Auskunft zu geben , dagegen mangels be⸗

ſonderer Bezugnahme nicht als Offerte für andere

Vertragsbedingungen gelten können . Ph. H.

Die Gewährung von Witwengeld .

Der Antrag auf Gewährung des Witwengel⸗

des iſt alsbald bei Bekanntwerden des Todes zu —
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läſſig . Das Witwengeld beträgt für die Witwe

eines Gemeinen 400 ⸗/ , für das Kind 168 l ,

Witwe eines Unteroffiziers 500 / , für das Kind

168 / , Witwe eines Wachtmeiſters 600 / , für

das Kind 168 &J .

1. Der Antrag iſt an das Bürgermeiſteramt

des Orts zu richten , an welchem die Hinterbliebe

nen wohnen oder ſich aufhalten . Auf Wunſch der

Hinterbliebenen hat das Bürgermeiſteramt den

Antrag ſelbſt aufzunehmen und die als Beleg er —

forderlichen Urkunden ( Ziffer 3) bei den Gerichten ,

Standesämtern und Militärbehörden zu erheben .
Das Bürgermeiſteramt prüft die Angaben der An⸗

träge nach , ſtellt ſie , ſoweit nötig , richtig , beſtätigt

ſodann unter Beifügung des Dienſtſiegels deren

Richtigkeit und überſendet den Antrag nebſt den da⸗

zu gehörigen Belegen dem Bezirkskommando , in

deſſen Bezirk die Hinterbliebenen wohnen oder ſich

aufhalten .

2. War der Verſtorbene im Zivildienſt ange

ſtellt , ſo iſt der Antrag dem Bezirkskommando durch

Vermittlung der dem Verſtorbenen zuletzt vorgeſetzt

geweſenen Zivildienſtbehörde zu überſenden . Dieſe

hat darauf zu vermerken , oder durch die hierfür zu —

ſtändige Behörde vermerken zu laſſen , ob , für wel

chen Zeitraum und in welcher Höhe aus der Zivil

dienſtſtelle Sterbegehalt , Gnadengebührniſſe , Wit⸗

wen⸗ und Waiſengeld oder entſprechende Bezüge ge —

währt werden oder zu gewähren ſind . Die Anträge
der Hinterbliebenen von ſtaatlichen Beamten und

Bedienſteten ſowie von Arbeitern in Staatsbetrie⸗

ben können ſtatt von den Bürgermeiſterämtern auch

von der dem Verſtorbenen zuletzt vorgeſetzt gewe —

ſenen Zivildienſtbehörde behandelt werden .

3. Dem Antrag ſind folgende ſtandesamtliche

Zeugniſſe anzuſchließen : a) Die Geburtsurkunde des

Kriegsteilnehmers und die ſeiner Ehefrau . Die Vor⸗

lage dieſer Geburtsurkunden iſt nicht nötig , wenn die

Geburtstage aus der Heiratsurkunde erſichtlich ſind ,

oder wenn nur Waiſengeld verlangt wird , oder

wenn die Ehe nachweislich über neun Jahre gedau⸗

ert hat . b) Die Heiratsurkunde oder , wenn Kinder

aus mehreren Ehen zu verſorgen ſind , die betreffen⸗

den Heiratsurkunden . c) Die Sterbeurkunde über

das Ableben des Kriegsteilnehmers , ſofern der

Sterbfall bereits im Sterbregiſter eingetragen iſt ,

und , wenn die Kinder auch ihre leibliche Mutter ver

loren haben , die Sterbeurkunde über das Ableben

der Ehefrau . Iſt der Tod des Kriegsteilnehmers

noch nicht in das Sterberegiſter eingetragen , ſo kön —

nen uls Ausweis auch Mitteilungen der Truppen⸗

teile uſw . über den Tod , Auszüge aus Kriegsrang⸗

liſten oder Kriegsſtammrollen , Todesanzeigen und

Nachrufe von Truppenteilen und Behörden im Mi⸗

litärwochenblatt oder in ſonſtigen Zeitungen und

Zeitſchriften dienen . Auch genügt ein Hinweis auf
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die Nummer der amtlichen Verluſtliſten . Auf An⸗

trag ſtellt das Zentral - Nachweiſe - Bureau des

Kriegsminiſteriums in Berlin NW . 7, Dorotheen —

ſtraße 48 , auch beſondere Todesbeſcheinigungen aus .

d) Geburtsurkunden für alle verſorgungsberechtig⸗
ten Kinder unter 18 Jahren . e) Eine ſtandesamt⸗

liche Beſcheinigung über den Fortbeſtand der Ehe ,
ſofern Witwengeld verlangt wird . Eine ſolche Be —

ſcheinigung iſt entbehrlich , wenn im Sterbeſchein des

Ehemannes ( Ziffer c) die Ehefrau mit ihrem Ruf⸗,
Mannes⸗ und Geburtsnamen bezeichnet iſt .

Wenn die Witwe oder die verſorgungsberech —

tigten Kinder unter Vormundſchaft oder Pflegſchaft
ſtehen ( vergl . insbeſondere Spalte 10 ) , ſo iſt dem

auch die gerichtliche Beſtallung des Vor —

munds oder Pflegers anzuſchließen .

Wenn Hinterbliebene von Offizieren oder Hee —

resbeamten des Beurlaubtenſtandes außer Bewilli —

gung von Kriegswitwen - und Kriegswaiſengeld auch

die ausnahmsweiſe Bewilligung der allgemeinen

Verſorgung ( Witwen - u. Waiſengeld ) beanſpruchen

wollen , ſo iſt dem Antrag außerdem ein vom Bür —

germeiſteramt beſtätigter Nachweis über die Fami⸗

lien - , Vermögens - und Einkommensverhältniſſe der

Witwe und der Kinder anzuſchließen .

Die Anrechnung der Militärdienſteinkommen auf
die Beamtengehälter .

Das Großh . Miniſterium der Finanzen gibt
über die Ausführung des § 66 des Reichsmilitär⸗

geſetzes bekannt :

Seine Königliche Hoheit der Großherzog ha —

ben mit Allerhöchſter Staatsminiſterialentſchließung ,
d. d. Karlsruhe , den 3. April 1915 , Nr . 288 , gnädigſt

geruht , zum Vollzug der Beſtimmung unter J Zif⸗
fer Abſatz 4 der landesherrlichen Verordnung vom

28 . November 1889 , die Ausführung des 8§ 66 des

Reichsmilitärgeſetzes betreffend ( Geſ . ⸗ und Verordn .
Bl . Seite 457 ) folgendes zu beſtimmen :

Beamten , die für die Dauer des Krieges mit

immobilen oberen Beamtenſtellen der Militärver⸗

waltung wirklich beliehen werden und die in dieſer

Verwendung als Beſoldung das niedrige Friedens⸗

einkommen dieſer Stellen und außerdem eine

Kriegszulage , dieſe beſtehend a) in drei Zwanzigſtel
des Höchſtgehalts der verliehenen Stelle bei Ver⸗

wendung am bisherigen Wohnort , b) in dem er⸗

mäßigten Tagegeld nach dem für die verliehene
Stelle zuſtändigen Satze bei Verwendung außerhalb

des bisherigen Wohnorts , erhalten , iſt die Kriegszu⸗

lage nach J Ziffer 3 letzter Abſatz der Ausführungs⸗

beſtimmungen auf das Zivildienſteinkommen nicht

anzurechnen ; dagegen iſt das übrige Militäreinkom⸗

men mit ſeinem ganzen Betrage auf das Zivildienſt⸗
einkommen — unter Wahrung des Mindeſteinkom⸗

mens von 3600 / beim Zutreffen der Ziffer 3 Ab⸗

ſatz 2 der Ausführungsbeſtimmungen — anzurech⸗
nen . Iſt das übrige Militäreinkommen höher als

das Zivildienſteinkommen , ſo verbleibt der über⸗

ſchießende Betrag dem Beamten .

Werden Beamte für die Dauer des Krieges mit

Stellen unterer Beamten der Militärverwaltung

wirklich beliehen , ſo findet eine Anrechnung ihres
Militäreinkommens auf das Zivildienſteinkommen

überhaupt nicht ſtatt .
Bei Beamten , die die Beſoldung eines oberen

Beamten der Militärverwaltung in mobilen Stellen

beziehen , iſt nach wie vor nach den Beſtimmungen
unter J Ziffer 3 Abſatz 1 und 2 zu verfahren .

Bei Beamten , die in der Eigenſchaft von

Mannſchaften ( Unteroffizieren ) als Beamtenſtellver⸗

treter mit den für dieſe zuſtändigen Bezügen ver⸗

wendet werden , findet ebenſo wie bei den Offi⸗

zierſtellvertretern — eine Anrechnung der Kriegs⸗
beſoldung auf das Zivildienſteinkommen nicht ſtatt ,

gleichviel ob die Verwendung bei mobilen oder im⸗

mobilen Formationen erfolgt .

Ob eine immobile Beamtenſtelle der Militär⸗

verwaltung als wirklich verliehen zu betvachten iſt ,

darüber müſſen die Mitteilungen der Militärbehör⸗

den an die Zivilbehörden ( vergl . J Ziff . 7 der Aus⸗

führungsbeſtimmungen ) Auskunft geben .

Die vorſtehenden Beſtimmungen zu Ziffer 3

Abſatz 4 treten am 1. März 1915 in Wirkſamkeit . “

Mehr Achtung vor der ländlichen Scholle !
Wer jetzt in den Außenbezirken der Stadt Um⸗

ſchau hält , wird die Wahrnehmung machen , daß

überall , wo er hinblickt , emſig mit der gärtneriſchen

Bearbeitung des Bodens und mit der Ausſaat und

Anpflanzung von Gemüſe oder mit dem Einlegen
von Kartoffeln begonnen wird . Zumteil handelt es

ſich dabei um Grundſtücke , die ſchon bisher in irgend

einer Weiſe landwirtſchaftlich oder gartenbaulich ge —

nutzt worden ſind , zum großen Teil aber ſind es

Grundſtücke und Geländeflächen , die bisher nutzlos

brachgelegen haben , jetzt aber mit Anſpannung aller

Kräfte den Zwecken der menſchlichen Ernährung
dienſtbar gemacht werden ſollen . Wir ſehen hier die

erfreulichen Folgen der Aufklärungsarbeit des Orts⸗

ausſchuſſes zur Förderung des Gemüſebaues wäh —

rend der Kriegszeit , der es ſich zur Aufgabe gemacht

hat , dafür zu ſorgen , daß in der jetzigen ernſten Zeit
kein Fleckchen heimatlicher Erde unausgenützt lie

gen bleibt , das für den Anbau von menſchlichen oder

tieriſchen Nahrungsmitteln irgendwie , wenn auch

nur unter erſchwerenden Umſtänden , verwendet wer⸗

den kann .

Angeſichts des vaterländiſchen Ernſtes dieſer

Maßnahmen darf aber allenthalben in der Bevölke⸗



rung auch etwas mehr Achtung und Scheu vor der

ländlichen Scholle erwartet werden , als man ihnen

bisher in Friedenszeiten zu begegnen gewohnt war .

Das Bewußtſein des Ueberfluſſes an landwirtſchaft⸗

lichem Boden in der Heimat hat die ſtädtiſche Be⸗

völkerung wohl etwas allzu gleichgültig in dieſer

Richtung gemacht und mancher mag ſich hier , wie

auf ſo vielen anderen Gebieten , auf die erſt der

Krieg die Aufmerkſamkeit gelenkt hat , in dem Ge⸗

fühle , genug getan zu haben , daß es auf ihn nicht

ankomme . Auch das muß jetzt anders werden . Wir

müſſen uns mit aller Macht dazu zwingen , vor je⸗

dem kleinſten Stück ſichtbar angebauten Bodens ,

auch wenn es auf gewohntem Wege liegen ſollte ,

Halt zu machen ; unter keinen Umſtänden dürfen wir

es unbefugt betreten , auch wenn eine Verbotstafel

oder eine Schranke , die uns abhält , nicht angebracht

iſt . Hunde müſſen von ihren Beſitzern davon ab⸗

gehalten werden , in angebaute Grundſtücke zu lau⸗

fen und ſie zu verwüſten . Die ländliche Scholle muß

uns heilig ſein , nicht minder wie die Arbeit , die auf

ſie verwendet wird und die Erzeugniſſe , die ſie her⸗

vorbringt . Die Eltern ſollen den Kindern darin mit

gutem Beiſpiel vorangehen , die Schule muß ihren

ganzen Einfluß auf die Jugend hierin geltend ma⸗

chen , ein jeder mache es ſeinem Nachbar zur ernſten

Pflicht . Nur wenn die geſamte Bevölkerung von

dem Bewußtſein durchdrungen iſt , daß es auch hier

vaterländiſche Pflicht iſt , die Gewohnheit und Be⸗

quemlichkeiten des täglichen Lebens willig hinter die

Geſamtintereſſen zurückzuſtellen , werden die erſtreb⸗

ten Maßnahmen von Erfolg gekrönt ſein .

Niederſchlagen von Unterſuchungen gegen Kriegs⸗

teilnehmer .

Ein allerhöchſter Erlaß vom 24 . April 1915 be —

ſagt : Auf Grund des Geſetzes vom 4. April 1915

über die Niederſchlagung von Unterſuchungen gegen

Kriegsteilnehmer will ich in Gnaden genehmigen ,

daß die gerichtlich bereits eingeleiteten bis zum heu⸗

tigen Tage noch nicht rechtskräftig erledigten Unter⸗

ſuchungen gegen Teilnehmer an dem gegenwärtigen

Kriege niedergeſchlagen werden , ſoweit ſie vor dem

27, Januar 1915 und vor der Einberufung zu den

Fahnen begangene :

1. Uebertrerungen , 2. Vergehen mit Ausnahme

derjenigen wegen Verrats militäriſcher Geheimniſſe ,

3. Verbrechen im Sinne der §§ 243 , 244 , 264 des

Reichsſtrafgeſetzbuches , wobei der Täter zur Zeit der

Tat das 21 . Lebensjahr noch nicht vollendet hatte ,

zum Gegenſtand haben . Soweit in anderen Fällen

eine Niederſchlagung der Unterſuchung angezeigt er⸗

ſcheint , erwarte ich Einzelvorſchläge . Ausgeſchloſſen

von den Gnadenerweiſen ſind Perſonen des Solda⸗

tenſtandes , gegen welche wegen begangener Straf⸗

taten durch militärgerichtliches Urteil auf Entfer⸗
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nung aus dem Heere oder der Marine oder auf

Dienſtentlaſſung erkannt iſt oder wird , ſowie andere

Perſonen , die mit Rückſicht auf die Straftat ihre Ei —

genſchaft als Kriegsteilnehmer verloren haben , oder

verlieren werden . Der Juſtizminiſter und der

Kriegsminiſter haben die zur Ausführung des Er —

laſſes erforderlichen Anordnungen zu treffen .

Der Anſpruch auf reichsgeſetzliche Invalidenrente
und Waiſenausſteuer .

Die nach der Reichsverſicherungsordnung der

Invalidenverſicherung angehörenden Perſonen , die

im Kriege oder infolge ſpäter auftretenden Feld —

zugseinwirkungen invalide werden , ſowie die inva⸗

liden Witwen der gefallenen oder ſpäter geſtorbenen

Feldzugsteilnehmer und die ehelichen Kinder der

letzteren unter 15 Jahren haben neben den auf⸗

grund der militäriſchen Fürſorgegeſetze gewährten

Bezüge gegebenenfalls Anſpruch auf Bewilligung
einer aus Mitteln der reichsgeſetzlichen Invaliden —

verſicherung zu zahlenden Rente . Der Witwe ſteht

außerdem gegebenenfalls ein Witwengeld und den

Waiſen , wenn ſie das 15 . Lebensjahr vollenden , die

Waiſenausſteuer zu . Dieſer Rechtszuſtand iſt nach den

bisher gemachten Erfahrungen den in Betracht kom —

menden Perſonen nicht hinreichend bekannt . Der

Vorſtand der Landesverſicherungsanſtalt Baden hat

deshalb zum Anſchlag bei ſämtlichen Bürgermeiſter —

ämtern ein Merkblatt herausgegeben , in welchem die

einſchlägigen Verhältniſſe in gemeinverſtändlicher

Weiſe erörtert werden . Die beteiligten Kreiſe wer —

den hierauf ausdrücklich aufmerkſam gemacht .

Die Bitte um erbeutete Waffen . Dem Kriegsmi

niſterium ſind ſeit Kriegsausbruch zahlreiche Geſuche

von Städten , Gemeinden , Muſeen , Vereinen und

Privatperſonen um geſchenkweiſe , leihweiſe oder auch

käufliche Ueberlaſſung von erbeuteten Geſchützen ,

Waffen , Uniformen , Ausrüſtungsſtücken uſw . zu pa⸗

triotiſchen und wohltätigen Zwecken , zur Aus⸗

ſchmückung von Denkmälern und Gebäuden , zur

Anlage von Sammlungen und dergleichen zugegan⸗

gen . Die in dieſen Geſuchen zum Ausdruck gebrachte
vaterländiſche Begeiſterung wird auch von der Hee —

resverwaltung freudig mitempfunden . Umſomehr

wird bedauert , zur Zeit dieſe Geſuche abſchlägig be —

ſcheiden zu müſſen , weil grundſätzlich erſt nach Frie —

densſchluß über die gemachte Kriegsbeute Beſtim —

mung getroffen werden kann . Der ſich täglich ſtei —

gernde , ſonſtige Geſchäftsbetrieb der zuſtändigen
Stellen des Kriegsminiſteriums macht es dieſen lei —

der unmöglich , in Zukunft eingehende Geſuche im

einzelnen in vorſtehendem Sinne zu beantworten .

Die Krankenkaſſe für ſtädtiſche Beamte im

Großherzogtum Baden Sitz Mannheim — ver⸗
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ſendet ſoeben ihren Jahresbericht für 1914 . Wir

entnehmen ihm , daß die Kaſſe ſich günſtig weiter —

entwickelt . Das 4. Geſchäftsjahr ( 1914 ) ſchließt mit

einem Jahresüberſchuß von 4818 . 92 W/ ab . Der Re⸗

ſervefonds beträgt einſchließlich der Zuweiſung aus

1914 zuſammen 9521 . 80 J . Die Mitgliederbeiträge

beliefen ſich 1914 auf 13 326 , ( 1915 : 11 534 . 50

J ) . An 259 ( 279 ) Mitglieder wurden als Erſatz

an Aufwendungen 7731 52 3 ( 10 883 . 56 ½

vergütet . Die Mitgliederzahl betrug Ende 1914 :

109 ( 364 ) und einſchließlich mitverſicherten

Familienangehörigen 1318 ( 1181 ) .

Der Zugang an Mitgliedern war 1914 recht

erfreulich und er wäre ſicher noch größer gewor⸗

wenn der Krieg nicht ſtörend eingegriffen

hätte . Angeſichts der ſteten Entwicklung ſollten die

Beamten der badiſchen Städteordnungsſtädte recht

zahlreich der Kaſſe beitreten .

der

den ,

7 . Bad . Landgemeindenverband .
Das neue Vollsſchulleſebuch .

Auf unſere an das Gr . Kultus - und Unterrichts —

miniſterium eingereichte Vorſtellung — ſiehe Zeit⸗

ſchrift Nr . 3 Seite 46/47 —iſt uns folgender Be —

ſcheid zugegangen , welchen wir hiermit zur Kenntnis

der Gemeinden bringen :

Das neue Badiſche Volksſchulleſebuch betr .

Wir ſind nicht in der Lage , von der Einfüh —

rung des neuen II . Teils des Volksſchulleſebuchs

abzuſehen . Die Bekanntmachung über die Einfüh⸗

cung war bereits im Schulverordnungsblatt vom

15 . Februar ds . Is . enthalten .

Da im 4. Schuljahr ohnehin ein neues Buch

eingeführt werden müßte , auch wenn das alte Leſe —

buch geblieben wäre , ſo kommt eine weitere Be —

laſtung nur für das 5. Schuljahr , und zwar gemäß

unſerer Bekanntmachung vom 12 . Februar ds . Is .

( Schulverordnungsblatt 1915 Nr . 5 S . 41 und 42 )

nur in ſolchen Schulen in Betracht , in denen das

J. und 5. Schuljahr zu einer Klaſſe vereinigt ſind .

Wenn beide Schuljahre in getrennten Klaſſen un⸗

terrichtet werden , iſt es geſtattet , im 5. Schuljahr

1915/16 nach Beſchluß der Ortsſchulbehörden noch

den zweiten Teil des alten Leſebuchs beizubehalten .

Sollte einzelnen Schülern die Anſchaffung des

1,15 / koſtenden Buches beſonders ſchwer fallen , ſo

kann wohl für den geringen Betrag die Gemeinde

aufkommen , oder die Koſten können da , wo ein

Schulfonds beſteht , auf dieſen übernommen werden .

Karlsruhe , den 15 . April 1915 .

Miniſterium des Kultus und Unterrichts .

Führung von Kriegstagebüchern .

Hierüber enthält die Nr . 71 des Korreſpondenz⸗
blattes der mittleren Städte Badens folgende Aus⸗
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führungen , deren Beachtung wir unſeren Gemein —

den ohne Ausnahme dringend empfehlen möchten :

Das Großh . Miniſterium des Innern hat die

nachſtehende Anregung des kommandierenden Ge —

nerals des 18 . Armeekorps , Frhr . v. Gall , zur

Kenntnisnahme und weiteren Verwertung mitge

teilt Wenn auch anzunehmen iſt , daß die Verbands⸗

ſtädte Aufzeichnungen über die mit dem Kriege zu —

ſammenhängenden Vorkommniſſe führen ,

dürfte das Schriftſtück doch von Intereſſe ſein , da es

auf einzelne Fragen hinweiſt , die vielleicht doch da

und dort bis jetzt nicht als beſonders beachtenswert

betrachtet wurden . Dasſelbe lautet :

„ Wiederholt iſt mir gegenüber von maßgeben

der Seite darauf hingewieſen worden , daß es für

alle Zukunft von großer Bedeutung ſei , wenn ebenſo

wie bei allen Militärbehörden Kriegstagebücher ge—⸗

führt werden , auch die Gemeindebehörden ſich die

fortlaufende Aufzeichnung der Aeußerungen und

Wirkungen des Krieges angelegen ſein ließen .

Für jede Gemeinde , und ſei es die kleinſte , wird

es dereinſt von großem Werte ſein , zu wiſſen , welche

Wirkungen für ſie der Krieg nach den verſchiedenſten

Richtungen hin geäußert hat . Dabei denke ich in

erſter Linie an Wirkungen perſönlicher Art :

„ Wie viele Krieger ſind mit ins Feld gezogen ,

welchen Waffengattungen gehörten ſie an , wieviele

ſind gefallen oder verwundet , wieviele ſind ausge —

zeichnet worden ? “

Aber ebenſo wichtig , wenn nicht noch wichtiger ,

erſcheinen mir ſorgfältige Aufzeichnungen über die

Aeußerungen des Krieges in wirtſchaftlicher Hinſicht :

„ Welche Folgen brachte die Pferdeaushebung

mit ſich, wie wurde dem verurſachten Mangel an

Zugtieren abgeholfen ? “

„ Hatte die Gemeinde Einquartierung und wie

lange ? Wie wurde die Einquartierungslaſt getra

gen ? Welche wirtſchaftlichen Einwirkungen hatte

die Einquartierung im Gefolge ? War insbeſondere

eine Verteuerung der Lebensmittel die Folge ? “

Des weiteren hielt ich es für ſehr beachtenswert ,

wenn für die weitere Kriegsdauer Ermittlungen an⸗

geſtellt und ſachgemäße Aufzeichnungen darüber ge —

macht würden , welche wirtſchaftlichen Folgen die

längere Dauer des Krieges mit ſich

brachte .

bereits

„ Machte ſich eine Teuerung der Lebensmittel

bemerkbar ? Welche Lebensmittel kamen hierbei be⸗

ſonders in Betracht ? Wie verſuchte man — auch

durch Maßnahmen lokaler Natur — einer Teuerung

vorzubeugen ? “

Ganz beſonders wertvoll müßten Erhebungen

und Aufzeichnungen in volkswirtſchaftlicher Hinſicht

über die Aufrechterhaltung der landwirtſchaftlichen

Betriebe und die Beſtellung der landwirtſchaftlichen

Grundſtücke ſein .



„ Konnte im vergangenen Herbſt die Beſtellung

ordnungsgemäß erfolgen ? Iſt die Frühjahrsbeſtel⸗

lung geſichert und dank welcher beſonderen Maß —

nahme ? Inwieweit bedingt in den einzelnen Ge —

meinden die wirtſchaftliche Lage eine Aenderung des

Anbaues , ſowohl was Art und Weiſe der techniſchen

Beſtellung , wie auch was die Auswahl der Pflan⸗

zung anlangt ? Wurden zur Durchführung der Be⸗

ſtellung Kriegsgefangene verwendet und mit wel⸗

chem Erfolg ? “

Ebenſo wie die Landwirtſchaft die Wirkungen

des Krieges auf die einzelnen Betriebe feſtzuhalten

hätte , ſo ſollte auch die Induſtrie ihre wertvollen

Erfahrungen ſammeln und der Gemeindebehörde

zur geeigneten Verwertung zugänglich machen .

Gerade hier wäre angeſichts der ungewöhnli —

chen Anpaſſungsfähigkeit , welche die deutſche Indu

ſtrie nach eingetretener Mobilmachung bewieſen hat

für alle Zeiten von der größten Wichtigkeit , etwa

über die folgenden Fragen Aufſchluß zu erhalten :

„ In welchem Umfange hat ſich die Induſtrie

durch Aenderung ihrer Produktionsweiſe dem Hee —

resbedarf angepaßt ? Hat der Krieg in den einzelnen

Branchen und Betrieben Arbeitsloſigkeit oder Man⸗

gel an Arbeitskräften herbeigeführt ? Inwieweit

konnten bei Arbeitermangel Kriegsgefangene be —

ſchäftigt odr männliche Arbeitskräfte durch weibliche

erſetzt werden ? “

Da durch Vermittlung der Handwerkskammern

auch das Handwerk ſtark mit Heereslieferungen be —

ſchäftigt iſt , dürften ſich auch hier ähnliche Feſtſtel⸗

lungen empfehlen .

In dem Vorſtehenden ſoll nur in großen Zügen

eine Anregung gegeben werden , und es muß den

maßgebenden Verwaltungsbehörden überlaſſen blei —

ben , darüber zu befinden , ob und in welcher Weiſe

ſie hiervon Gebrauch machen .

In jedem Falle dürfte die Anlage einer derar —

tigen Kriegschronik — auch in kleinſten Gemein⸗

den von ebenſo großem volkswirtſchaftlichem wie

geſchichtlichem Wert ſein und für kommende Mobil —

machungen ein äußerſt wichtiges Material ergeben .

Gerade auch von dieſem Geſichtspunkte aus , der ein

Vorgehen in der fraglichen Richtung auch im mili⸗

täriſchen Intereſſe im Hinblick auf kommende Mobil⸗

machungen außerordentlich wichtig erſcheinen läßt ,

habe ich es für meine Pflicht gehalten , auf den

großen Wert ſolcher Aufzeichnungen hiermit hinzu⸗

weiſen . “

Wochenhilfe während des Krieges .

Unter Bezugnahme auf unſere Mitteilung in

obigem Betreff in Nr . 2 S . 30/31 der Zeitſchrift ma⸗

chen wir auf die Bekanntmachung des Reichskanz⸗

lers vom 23 . April d. J . in Nr . 53 des Reichsgeſetz
blattes betr . Ausdehnung der Wochenhilfe während

des Krieges aufmerkſam , wonach die Wochenbeihilfe

aus Reichsmitteln eine weſentliche Ausdehnung auf

weitere Volkskreiſe erfahren hat .

Bezirksverſammlungen .

Ueber Abhaltung von Bezirksverſammlungen

liegen uns einige Berichte vor , nach welchen außer

den in unſerem Rundſchreiben an die Herren Be —

zirksvorſtände genannten Angelegenheiten haupt⸗

ſächlich die Maßnahmen zur Sicherung der Volks —

ernährung während des Krieges den Gegenſtand

der Verhandlungen bildeten .

Der Bezirksverein Achenrn hat außerdem be —

ſchloſſen , beim Kreisſchulamt zu beantragen , daß der

Fortbildungs - und Turnunterricht während des

Sommers ausgeſetzt werde , damit die Kinder bei den

landwirtſchaftlichen Arbeiten mithelfen können .

Wir hielten eine derartige Maßregel für ſehr ange —

zeigt und auch im Intereſſe der Lehrerſchaft gele —

gen , da viele Lehrer ſelbſt Land - und Gartenwirt —

ſchaft in mehr oder minder großem Umfang treiben

und durch den Lehrermangel ohnehin vielfach über

ihre Kräfte angeſtrengt ſind .

Verbandsentwickelung .

Dem Verband ſind beigetreten die Gemeinden :

Langenau , Amt Schopfheim , Hausgereut ,
Amt Kehl , Büchig , Amt Karlsruhe und Ofters ,

heim , Amt Schwetzingen ſowie Bürgermeiſter
Dennler von Freiſtett , Amt Kehl .

Feuerverſicherung .

Stand nach der letzten Veröffentlichung in Nr . 4

3 781 550 ,

Zugang bis 30 . April :

Menzingen 17300

Ilvesheim 21 500 „

Büchig , Amt Karlsruhe 13 800

Nordrach 5400

Langenau 8 000

Hochſtetten 4700

Oberachern 25 400

Sa . 3 865 350 %/

Nach dem Siegel !

Wie war es doch nach dem Kriege 1870 und

18712

Hören wir was darüber der Altmeiſter der deut .
ſchen Volkswirtſchaft Adolf Wagner berichtet . Er

erzählte davon auf der 11 . Hauptverſammlung des
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Bundes deutſcher Bodenreformer , deſſen Ehrenmit —

glied er iſt , im Dezember 1900 im Rathausſaal zu

Berlin in einem Vortrag : „ Wohnungsnot und ſtäd

tiſche Bodenfrage “

Er berichtete , wie er während des deutſch - fran —

zöſiſchen Krieges 1870 ſeine Berufung nach Berlin

erhalten hatte . Die Stadt machte in jenen Tagen

faſt noch den Eindruck einer großen friedlichen Land —

ſtadt . Als aber unſere Heere nach dem glücklichen

Ausgang ihrer furchtbaren Kämpfe in Frankreich

nach ihrer Vaterſtadt Berlin zurückkamen — was

mußten ſie da erleben ? Gerade in den Jahren 1871

1873 ſchnellten die Preiſe der Bauſtellen , der be —

bauten Grundſtücke und auch damit die der Miet —

preiſe außerordentlich empor !

War dies Emporſchnellen auf irgend welche

Leiſtungen der zufälligen Grundſtückseigentümer zu —

ückzuführen ? Nein , die weltgeſchichtlichen Ereig —

niſſe , die Opfer des ganzen deutſchen Volkes in die —

ſem Kriege waren die Haupturſachen , welche die

Grundſtückseigentümer mit einem Schlage reich

machten !

„Ich ſollte meinen , die einfache Tatſache , daß

inem zurückkehrenden Krieger die Miete geſteigert ,

oder weil er mit einer großen Familie geſegnet , die

Wohnung gekündigt wird , hat zehnmal mehr auf —

hetzend gewirkt , als irgend etwas , was die Sozialde —

mokratie theoretiſch oder praktiſch vertreten hat . “

Das iſt das Urteil eines Mannes , der mit Be —

vußtſein mitten drin geſtanden hat in dem öffentli⸗

chen Leben jener großen Zeit , eines Mannes , der

als volkswirtſchaftlicher Fachmann und glühender

Vaterlandsfreund ſehen mußte , daß die wunderbare

nationale Erhebung , die ſo ergreifende Einmütigkeit

aller Parteien und Berufe , unter deren Glut 1870

71 die deutſche Einheit geſchmiedet wurde , nach voll —

brachtem herrlichem Siege ausklang in „ Gründer —

jahre “ , „ Börſenkrach “ und eine nationale und ſo —

ziale Verbitterung , deren Schärfe wir uns heute

kaum mehr vorſtellen können , und die durch Namen

vie Johann Moſt , Hödel , Nobiling gekennzeichnet

wird .

Solche Erfahrungen darf ein Volk nur einmal

machen . Es iſt keines , ſelbſt das unſere nicht , ſo reich

an Begeiſterungsfähigkeit und Opferſinn , daß eine

ſolche Enttäuſchung , ein ſolcher Rückſchlag ein zwei —

tes Mal ohne ſchwerſten Schaden zu tragen möglich

wäre .

Und deshalb haben alle , die es ehrlich meinen

mit unſerem Volke und ſeiner Zukunft , nicht nur

das Recht , nein , die ernſte vaterländiſche Pflicht , mit

allem Fleiß daran zu arbeiten , daß nach unſerem

Siege ſich nicht aufs neue krankhafte Verhältniſſe he

rausbilden können .

Der vaterländiſche Boden , der jetzt von unſe —

rem geſamten Volke verteidigt wird , das Vaterland

im engeren Sinne des Wortes , dem heute jede An⸗

ſtrengung eines jeden Gliedes unſeres Volkes gilt

das darf nie mehr erniedrigt werden zu einem Ge —

genſtand des Schachers und des Wuchers .

Es muß für dieſen Boden , die Grundlage aller

nationalen Exiſtenz , ein Recht gefunden werden , das

ſeinen Gebrauch als Werk - und Wohnſtätte fördert

und jeden Mißbrauch mit ihm ausſchließt . An die —

ſem Ziele ſollen alle mitarbeiten ohne Unterſchied

des Berufes und des Parteibekenntniſſes .

Ein beſonderes Wort gilt den gebildeten Schich —

ten , die durch ihre Bildung zum Führer berufen

ſind , und unſern Beamten . Sie bilden das Kno —

chengerüſt des Staates , und wenn nach dem größ —

ten deutſchen Staatsrechtslehrer , Friedrich Ratzel ,

der Staat ein „ bodenſtändiger Organismus “ iſt , und

ſeine Aufgabe „die fortſchreitende Organiſierung des

Bodens durch immer engere Verbindung mit dem

Volke “ : dann ſind die Beamten , die ihren Treueid

nicht dem Buchſtaben , ſondern dem Geiſte nach ver —

ſtanden haben , in erſter Reihe zum Dienſt der Bo —

denreformer berufen , d. h. zur Schaffung eines Bo⸗

denrechts , das in Zukunft von unſerem Vaterlande

ausſchließt das Mietskaſernenelend mit ſeinen

furchtbaren geſundheitlichen und ſittlichen Folgen auf

der einen Seite und die entvölkernde Landflucht von

unſerem Ackerboden und die dadurch bewirkte An —

ziehung volksfremder Arbeitermaſſen auf der andern

Seite .

Aber neben dieſem allgemeinen Intereſſe ſtehen

auch die beſonderen Pflichten —
den eigenen

Stand und die eigene Familie . DerBeamte iſt der

„Feſtbeſoldete “ , der am — von allen Berufen

den Schwankungen des Marktes ſich anzupaſſen ver —

mag .

Es liegt eine öffentliche Gefahr darin , daß un⸗

ſere Beamtenſchaft , deren Aufgabe und — —
tung im Staats⸗ und Wirtſchaftsleben immer größe

wird , auf der ſozialen Stufenleiter immer weiter

herunterſinkt . Der Wirkliche Geh . Rat Exzellenz D

jur . Daneel hat in einer ſorgfältigen und von kei —

ner Seite widerlegten Aufſtellung ( „ Jahrbuch der

Bodenreform 1911 “ , S . 104 ff . ) dieſes Herunter —

ſinken einmal für die preußiſchen Beamtenſchichten

zahlenmäßig unterſucht . Das Ergebnis iſt er —

ſchreckend :
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Dis Beamten welche 1854 ein R bie 6
— hatten 1908 während ſie ſchon

Ve * . 4 17 ein Einkommen 1906 hätten be⸗
0

Aaſße
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von
— erreicht von ziehen müſſen

ſi 11 Ai

II 6 645 11 100 23 500 - 24 500

III 8911 6124 8 500 — 9500

IV 1840 3 597 6 000 — 6500

V 905 1 975 2 400 2 700

um ſich 1906 in der ihrer ſozialen Schicht von 1854

entſprechenden Schicht zu befinden .

Dieſe Entwickelung hält an und würde im

ſchnellſten Maße ſich fortſetzen , wenn nach einem

ſiegreichen Kriege der Aufſchwung von Handel und

Gewerbe , den wir alle erhoffen , noch den vaterlän

diſchen Boden unter dem alten verderblichen Waren —

recht fände .

So klingt auch die vorſichtige Daneelſche Arbeit

aus in der Feſtſtellung , daß ohne eine durchgreifende

Bodenreform ein Erhalten unſerer Beamtenſchaft

wenigſtens auf der ſozialen Stufe , auf der ſich die

einzelnen Schichten heute befinden , eine Unmöglich⸗
keit iſt .

Jede Gehaltserhöhung und wie zögernd und

wie unzureichend dieſe in der Regel zu erzielen iſt ,

bedarf an dieſer Stelle ja wahrlich keiner Ausfüh —

rung wird eben weſentlich aufgehoben durch die

Verteuerung des Bodens , damit der Mieten für

Wohnungen , Werkſtätten und Läden , der geſamten

Urproduktion ( Getreide , Kohle ) und der damit be —

wirkten Erſchwerung aller Lebenshaltung .

Hat der Beamte einmal ſich dieſe einfachen

großen volkswirtſchaftlichen Zuſammenhänge klar ge —

macht , dann weiß er , daß in dieſer großen Zeit ziel⸗

klare unermüdliche Bodenreformarbeit Aufgabe je⸗

des Beamten iſt , der ſich nicht in Mietlingsart mit

der Abarbeitung des Tagespenſums begnügt , ſon —

dern auch ſich perſönlich verpflichtet fühlt für die

Zukunft unſeres Volkes , für die ſoziale Stellung ſei —

nes Standes , für das Wohl ſeiner Familie !

Württemberg . Gemdeztg .

8 . Rechnerverband .

Der Vorſitzende des Rechnerverbandes hat an

die Herren Bezirksvorſtände des Landes nachſtehen⸗

des Schreiben gerichtet :

Verſchiedene Bezirksvereine haben trotz wie⸗

derholter Aufforderung bisher die aus ihrem Be —

zirk zum Heeresdienſt eingerückten Kollegen dem

Landesvorſtand nicht mitgeteilt . Auch die im Laufe

der letzten Wochen eingezogenen Kollegen ſollengezos 0

Liebesgaben erhalten .

Es iſt deshalb alsbald ein Verzeichnis und ge —

naue Adreſſe all derjenigen Kollegen einzuſenden ,

die bisher noch nicht als eingerückt dem Vorſtande

mitgeteilt worden ſind .

Auszeichnungen an im Felde ſtehende Kolle

gen wollen dem Vorſtand jeweils ſofort mitgeteilt

werden .

Um ſich auch hinter der Front bei Gelegenheit

einer neuen Kriegsanleihe weiter patriotiſch betäti —

gen zu können , empfiehlt es ſich , die etwa geſtellten
Barkautionen auf die Zeichnung zu verwen —

den und die Kaution durch Kautionsverſicherung

bei der Stuttgart⸗Berliner Mit - und Rückverſiche

rungs - Attien - Geſellſchaft in Stuttgart zu ſtellen .

1000 / / Verſicherungsſumme koſten jährlich 5

Prämie . ) Cin materieller Nachteil entſteht dadurch

für die Kollegen nicht , wie ſich aus folgendem Bei

ſpiel ergibt :

Bisher 4 /% jährl . Zins aus beiſpiels⸗

weiſe 4000 / Kaution 160 .

künftig 5 ä jährl . Zins aus der Kriegs

anleihe 200 .

Gewinn jährlich / 40.

hievon ab Kautionsverſicherungsprämie

jährlich „ 20 .

Reſt⸗Gewinn jährlich / 20 .

Für die bedeutenden Mehrarbeiten während

der Kriegszeit ( Kriegsunterſtützungsauszahlungen

uſw . ) iſt die Anforderung einer beſonderen Vergü⸗

tung wohl angebracht . Es wurden verſchiedentlich

für dieſe Arbeiten an die Rechner pro Item und

Monat 15 Pfg . gewährt .

Nach weiteren Mitteilungen ſind an Ratſchrei —

ber und Rechner für Mehrarbeit für Kriegszwecke

einmalige Beträge ausbezahlt worden .

Entſprechende Eingaben ſind an den Ge

meinderat zu richten .

Ueber die nächſten Frühjahrsverſammlungen

wolle dem Vorſtand alsbald ein Bericht überſandt

werden . Eine Landesverſammlung kann in Anbe —

tracht der Kriegszeit dieſes Jahr nicht ſtattfinden .

Dagegen empfiehlt ſich die Abhaltung von Kreis —

konferenzen .

—

—
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eines

zu beſetzen .

wollen ſich unter Vorlage von Zeugniſſen und mit

Gehaltsanſprüchen ſofort melden .

Badiicher

Umtsreviiorenberein

Bei den Rämpfen in Hordfrankreich iturb um

25 , fipril den Beldentod unier Kollege

Unteroffizier Wilhelm Koch

Revilor bei Gr . Bezirksumt fidelsheim

Wir werden dieiem brapen Belden und füch -

tigen Kollegen ein ehrendes flndenken bewahren.

Der Vorſtand .

Stellenbewerbung.
Infolge Einberuſung zum Heere iſt die Stelle

Ratſchreibergehilfen

Bewerber , welche ſelbſtändig arbeiten können ,

Wiesloch , den 17 . Mai 1915 .

Bürgermeiſteramt .

BüLIOOW - Pianinos
mit Flügelton - in allen Stil - und Polzurten . Hheue

pianos von Mk . 425 . —an . Gebrauchte Pidnos zu Mk

300 . —, 350 . —, 400 . —mit voller Garantie .

Hoher Extra - Rabatt

Frunko - Probeiendung . — Viele Tauiend Referenzen
Pracht - Katalog frei .

Fr . Siering , Mannheim C7 Nr . 6

Vertragsfirma seit 1906 .

i ee e

8⁰

Auszeichnungen und Beförderungen

Mit dem Eiſernen Kreuz 2. Klaſſe wurde

ausgezeichnet : Robert Herbſt , Stadtrechner in

Heidelberg .

Zum Leutnant wurde befördert :

Friedrich Schweickert , Reviſor bei Gr . Be⸗

zirksamt Lahr .

Unſere herzlichen Glückwünſche !

Unterſtützung von Familien in den

Kriegsdienſt eingetretener Mannſchaften .

Wir empfehlen :

Geſuch um Bewilligung von Familienunterſtützung
( Muſter 1. 365 a)

Auweiſungsliſte für die bewilligten Unterſtützungen

( Muſter 2. 865 b)

Unterſtützungsansweis ( Muſter 3 365 c)

Zahlnngsliſte für die Unterſtützungen ( Muſter 4 365 d)

Beſcheinigung über den Empfang der Unterſtützung

( Muſtrr 5 365 e)

Erſuchen an Bezirksamt um Erſatzleiſtung ( Muſter 6

365 f )
Verzeichnis der von der Gemeinde vorſchüßlich ge⸗

leiſteten Zahlungen ( Muſter 7. 365 g )

Verzeichnis der auf die Amtskaſſe angewieſenen
Unterſtützungen ( Muſter 8. 365 h)

Umlegung der über die Mindeſtbeträge hinaus⸗

gehenden Unterſtützungsbeträge ( Nnſter 9 365 i )

Ferner empfehlen :
2 N

Rechnungsimpreſſen
8

mit Vordruck und zwar von § 1 bis § 45 Ein⸗

nahmen und Ausgaben .

Der Gebrauch dieſer Vordruckimpreſſen erſpart nicht
nur viel Zeit ſondern er vereinfacht und erleichtert auch die

Arbeit der Rechnungsſteller und der Reviſion .
ie

ſind

darum mit Recht beſtens empfohlen .

Spachholz u. Ehrath , Bonndorf (Baden) j .

SieSie

Sendungen ſind zu richten :

in Angelegenheiten
a) des Landgemeindenverban

ſtraße 19 ;

b) des Rechnerverbandes ( 8

ch der Bestellung und des

d) im übrigen an die Schriftle itung in Kon

Fur gefälligen Beachtung !

des (7) an deſſen Geſchäftsſtelle in Heidelberg — Obere Neckar⸗

Jan deſſen Vorſitzenden

ULersands der Zeitſchrift an die Ge

—Stadtrechner Kaufmann in Schopfheim ; —

ſchäftsſtelle in Bonndorf und

ſtanz — Schützenſtraße 20 —.

Verlag : die Bad . Landgemeindes ,

Sduiftleifung : Oberreviſor Bundſchu h in Konſtanz . —
Amtsreviſoren - und Rechner⸗Verbände. Geſchäftsſtelle in Bonndorf .

Druck : Spachholz & Ehrath , Bonndorf —
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